
 © Volksanwaltschaft

•  Der babylonische Codex Ur-Nammu, die älteste 
schriftlich überlieferte Rechtssammlung der Welt aus dem  
3. Jahrtausend v. Chr., sieht die Gleichheit der Bürger 
vor. Die etwa 550 v. Chr. verfasste sog. Priesterschrift 
aus Babylon spricht von der Gottebenbildlichkeit des 
Menschen. Die Zehn Gebote (2. Mose 20) stellen Leben, 
Ehe, Eigentum und die Würde des Menschen unter 
göttlichen Schutz.

•  Am 26. August 1789 wurde die Déclaration des droits de 
l’homme et du citoyen (die Erklärung der Menschen- und 
Bürgerrechte) von der französischen Nationalversammlung 
als Verfassungsrecht verabschiedet.

•  Am 1. Juni 1811 ist das Allgemeine Bürgerliche Gesetzbuch 
Österreichs kundgemacht worden, am 1. Jänner 1812 in 
Kraft getreten. Damit gab es erstmals für jene Gebiete, 
die das Kaisertum Österreich umfasste, eine einheitliche 
Rechtsordnung. In Österreich haben bis heute große  
Teile Gültigkeit.

 Im ABGB wurde erstmals das elementarste Menschenrecht, 
das Recht auf persönliche Freiheit, effektiv durchgesetzt. 
Österreich hat damit als erster Staat dieses Recht auch 
tatsächlich auf alle menschen ausgeweitet.

•  Die Aufhebung der Leibeigenschaft durch Joseph II. war 
für große Teile der Bevölkerung ein bedeutender Schritt 
auf dem Weg zum selbstbestimmten Leben.

•

Der Codex Hammurabi,  
ca. 1772 v. Chr., definierte schon 
früh Rechte des Individuums

•

Die Gesetze wurden in den 
wesentlichen Sprachen der 

Länder des Habsburgerreiches 
kundgemacht

•

»Wir Joseph der Zweyte, von Gottes 
Gnaden erwählter Römischer Kaiser, zu 
allen Zeiten Mehrer des Reiches, König 
in Germanien, Hungarn und Böheim 
etc., Erzherzog von Österreich, Herzog 
zu Burgund und Lotharingen etc. etc. 
entbieten Unseren ge sammten treuge-
horsamsten Ständen, grundobrigkeit-
lichen Beamten, Ortsrichtern, Geschwo-
renen und übrigen Unterthanen in 
Böhmen, Mähren und Schlesien Unsere 
landesfürstliche Gnade und geben euch 
hiemit gnädigst zu vernehmen:

Da Wir in Erwägung gezogen, daß die 
Aufhebung der Leibeigenschaft und die 
Einführung einer gemäßigten, nach dem 
Beyspiel Unserer Österreichischen Erb-
lande eingerichteten Unterthänigkeit 
alls die Verbesserung der Landeskultur 
und Industrie, den nützlichsten Einfluß 
habe und daß Vernunft und Menschen-
liebe für diese Änderung das Wort spre-
chen, so haben Wir Uns veranlaßt ge-
funden, von nun an die Leibeigen schaft 
gänzlich aufzuheben, statt derselben 
eine gemäßigte Unterthänigkeit ein-
zuführen …«

•

Magna Carta

Das Haus der
        Menschenrechte

Errungenschaften 
          haben ihre Geschichte

artikel 1
 Die Menschen werden frei und gleich an 

Rechten geboren und bleiben es. Gesell-
schaftliche Unterschiede dürfen nur im  
allgemeinen Nutzen begründet sein.

artikel 2
 Der Zweck jeder politischen Vereinigung ist 

die Erhaltung der natürlichen und unantast-
baren Menschenrechte. Diese sind das  
Recht auf Freiheit, das Recht auf Eigentum, 
das Recht auf Sicherheit und das Recht auf 
Widerstand gegen Unterdrückung.

artikel 3
 Der Ursprung jeder Souveränität liegt ihrem 

Wesen nach beim Volke. Keine Körperschaft 
und kein einzelner kann eine Gewalt aus-
üben, die nicht ausdrücklich von ihm ausgeht.

artikel 4
 Die Freiheit besteht darin, alles tun zu dür-

fen, was einem anderen nicht schadet. Die 
Ausübung der natürlichen Rechte eines jeden 
Menschen hat also nur die Grenzen, die den 
anderen Mitgliedern der Gesellschaft den Ge-
nuss eben dieser Rechte sichern. Diese Gren-
zen können nur durch das Gesetz bestimmt 
werden.

artikel 5
 Das Gesetz darf nur 

solche Handlungen verbie-
ten, die der Gesellschaft schaden. 
Alles, was durch das Gesetz nicht ver-
boten ist, darf nicht verhindert werden, 
und niemand kann genötigt werden zu 
tun, was es nicht befiehlt.

artikel 6
 Das Gesetz ist der Ausdruck des allge-

meinen Willens. Alle Bürger haben das 
Recht, persönlich oder durch ihre Ver-
treter an seiner Gestaltung mitzuwirken. 
Es muss für alle gleich sein, mag es be-
schützen oder bestrafen. 

1804
•  Gründung des  

»Kaiserthum Österreich«

1790
•  Reformrückschritte  

nach dem Tod Josephs II.

1781
•  Toleranzpatent  

zur Religionsausübung

1780
•  Joseph II. wird  

Alleinherrscher

1778
•  Österreich  

erwirbt Kolonien

1776
•  Unabhängigkeitserklärung 

der Vereinigten Staaten

§ 16: »Jeder Mensch hat angeborne, schon durch die Ver-
nunft einleuchtende Rechte, und ist daher als eine 
Person zu betrachten. Sclaverey oder Leibeigenschaft, 
und die Ausübung einer darauf sich beziehenden 
Macht, wird in diesen Ländern nicht gestattet.«

Die volle Tragweite dieser Regelung ergibt sich aus dem 
Hofkanzleidekret vom 26. Juni 1826, welches auf § 16 
ABGB Bezug nimmt. In diesem heißt es in § 1: »Jeder 
Sclave wird in dem Augenblicke frey, da er das k.k. Ge-
bieth, oder auch nur ein österreichisches Schiff betritt. 
Eben so erlangt jeder Sclave auch im Auslande seine 
Freyheit in dem Augenblicke, in welchem er unter was 
immer für einem Titel an einen k.k. österreichischen 
Unterthan als Sclave überlassen wird.«

Zu der Zeit war die Sklaverei noch ein international 
blühender Geschäftszweig. Aber darauf haben die  
Behörden des österreichischen Kaiserstaates in keiner 
Weise Rücksicht genommen. Die »angebornen  
Rechte« der Menschen hatten Vorrang vor jedem 
geschäftlichen Interesse.

1689
•  Englische Bill of Rights

•  In die Regierungszeit von Maria Theresia und Joseph II.  
fällt die allmähliche Abschaffung der Folter als Teil des 
Strafprozesses. In der Constitutio Criminalis von 1776 
wurde sie zunächst eingeschränkt und »geregelt«, im 
Gesetz von 1787 schließlich endgültig verbannt. Jede Form 
der Folter verstößt gegen die Menschenrechte.

1776

•  »Habeas Corpus, Du sollst den Körper haben« – damit 
begann im Mittelalter ein Haftbefehl. Durch den Habeas 
Corpus Act von 1679 wurde in England das Recht auf 
unverzügliche Haftprüfung festgeschrieben. Der Verhaftete 
musste binnen drei Tagen einem Richter vorgeführt und 
durfte nicht außer Landes verbracht werden.

 Bis heute haben die »Habeas Corpus«-Rechte eine 
bedeutende Stellung im westlichen Rechtssystem, werden 
aber immer wieder unter verschiedenen Argumentationen 
aufgehoben oder eingeschränkt.

 Das Verschwindenlassen von Häftlingen gilt als Verbrechen 
gegen die Menschlichkeit und bildet eine Rechtsnorm für 
die Rechtsprechung des Internationalen Gerichtshofes in 
Den Haag. 

1679

2.800 
v. Chr.
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Der Weg der
        Menschenrechte
hat früh begonnen

Die Volksanwaltschaft 
       ist für alle Menschen
in Österreich da

•  Die Magna Carta von 1215 ist ein Vertrag zwischen dem 
Monarchen und dem Volk. Sie bildet die Grundlage des 
englischen Verfassungsrechts – und sie ist ein Meilenstein 
in der Geschichte der Entwicklung von Demokratie und 
Menschenrechten.  Die wichtigsten gewährten Rechte:

1215

Das Recht der Kirche, frei von  
jeglichem staatlichen Einfluss zu sein.

—
Das Recht, Eigentum zu besitzen  

und es zu vererben.
—

Das Recht einer Witwe, nicht  
noch einmal heiraten zu müssen,  

um eigentumsfähig zu sein.
—

Das Verbot übermäßiger Besteuerung.
—

Das Verbot unverhältnismäßiger  
Bestrafung.

—
Das Verbot entschädigungsloser  

Enteignung.
—

Das Verbot ungerechtfertigter  
Gefangennahme.

1789




